Europäische Dienstleistungsrichtlinie
Die Europäische Dienstleistungsrichtlinie (auch Bolkestein-Richtlinie genannt) ist eine geplante EU-Richtlinie zur Liberalisierung von Dienstleistungen im EU-Binnenmarkt. Sie ist ein Bestandteil der Lissabon-Strategie, die die EU zur weltweit erfolgreichsten Wirtschaftsregion machen möchte.
Der vieldiskutierte Vorschlag des ehemaligen EU-Binnenmarkt-Kommissars Frits Bolkestein sieht die Beseitigung staatlicher Vorschriften für Dienstleistungsunternehmen in dem Land, in dem die Dienstleistung angeboten wird, vor – statt dessen sollen sie in Zukunft nur noch den staatlichen Bestimmungen ihres Herkunftslandes unterliegen (Herkunftslandprinzip). Als Dienstleistungen gelten z. B. Finanzdienstleistungen, soziale Sicherungssysteme (Altenheime, Kinderbetreuung, Behinderteneinrichtungen, Heimerziehung), Müllabfuhr, Verkehrssysteme, etc.

In diesem Zusammenhang sollen "Wettbewerbshindernisse" wie z.B. die Gemeinnützigkeit beseitigt werden. Somit werden die Strukturen der öffentliche Daseinsvorsorge, die Sozialunternehmen wie Caritas, AWO, Diakonie und kleine gemeinnützige Vereine als Firmen – wie profitorientierte Unternehmen – behandelt. Im Zuge von Ausschreibungen staatlicher Stellen für Dienstleistung muss dann auch die EU-Beschaffungsrichtlinie beachtet werden, die allen MitbewerberInnen aus allen EU-Mitgliedsstaaten den Zugang zum Markt eröffnet.

BefürworterInnen der Richtlinie sind der Meinung, dass durch die Liberalisierung des Dienstleistungsmarktes Arbeitsplätze geschaffen würden. Die Schaffung von schlecht bezahlten ‚Jobs’ – und auch die sind ja nicht wirklich gesichert – ist keine volkswirtschaftlich sinnvolle Strategie, behaupten die GegnerInnen. 

Stoppt die Europäische Dienstleistungsrichtlinie!
OÖ Plattform gegen Liberalisierung des Dienstleistungsmarktes
Die Grünen Oberösterreich gehören der Plattform gegen die geplante Dienstleistungsrichtlinie an. Viele glauben, die auch unter der Bezeichnung Bolkestein-Richtlinie geplante europäische Richtlinie sei wieder vom Tisch – das ist leider ein Irrtum. Viele potenzielle Nutznießer, allen voran der österreichische Wirtschaftsminister und Millionär Dr. Martin Bartenstein, wollen einen Wettlauf um die niedrigsten Sozialstandards in Europa entfachen. Den ArbeitnehmerInnen drohen Einkommensverluste, das Sozialsystem wird untergraben und sich langfristig auf die niedrigsten Standards innerhalb der EU einpendeln. 

( Wie funktioniert das? 

Wenn zum Beispiel ein britischer Unternehmer seine MitarbeiterInnen „dauerhaft“ nach Österreich entsendet, kommt das britische Arbeits- und Sozialrecht zur Anwendung. Konkret heißt das: keine Sonderzahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld, weniger Urlaub, kein Kollektivvertrag, längere Arbeitszeiten usw. Ermöglicht wird dieses Vorgehen durch das so genannte Herkunftslandprinzip, das von Staaten mit traditionell höheren Sozialstandards abgelehnt wird. Was sich Schröder und Chirac nicht vorstellen können, wünscht sich der österreichische Wirtschaftsminister - und seine RegierungskollegInnen lassen ihn gewähren. 

( Was ist die Alternative?

Im Wettlauf um jeden Preis gibt es Viele die verlieren und einige Wenige die viel gewinnen. Das ist die falsche europäische Wirtschaftspolitik. Als Alternative zur Verbesserung und Absicherung des Wirtschaftsstandortes Europa brauchen wir ein homogeneres Steuersystem. Hier böte sich für Bartenstein & Co ein großes Betätigungsfeld. Und im Bereich der Transferzahlungen und des Sozialsystems gilt es, sich an den besten zu orientieren und nicht an den bescheidensten. Harmonisierung der Dienstleistungen in Europa? – Selbstverständlich eine gute Sache – doch sollten wir uns dabei an positive Vorbilder halten und nicht schlechte und durchlässige soziale Netze importieren. Wir wünschen uns ein einheitlich gutes und krisenfestes Sozialsystem in Europa. Tatsächlich entfachen Bartenstein & Co einen Wettlauf um die niedrigsten Sozialstandards und um die niedrigsten Einkommen. 

( Wem nützt diese Dienstleistungsrichtline?

Ein Wirtschaftsminister, der sich weder um eine europäische Steuerpolitik schert – schließlich haben Bartenstein & Grasser mit der Senkung der Körperschaftssteuer den verhängnisvollen Prozess des Steuerdumpings in Europa erst richtig angefacht – noch für einheitliche, hohe Sozialstandards eintritt, agiert nicht im Interesse der SteuerzahlerInnen sondern vertritt erstens seine eigenen Interessen als Großindustrieller und zweitens die seiner Kollegen. (Und seit der kapitalfreundlichen Steuerreform der schwarz-blauen Regierung zählen die wirklich Reichen nicht mehr zu den SteuerzahlerInnen.)

( Was tun?

Gegen die Dienstleistungsrichtlinie hat sich in Oberösterreich eine breite Ablehnungsfront gebildet. Einige Organisationen, darunter der ÖGB Oberösterreich, die Arbeiterkammer, Regionalmanagements, die Werkstatt für Frieden und Solidarität, Attac, der Wirtschaftsverband, die katholischen ArbeiterInnen, die katholische Männerbewegung und natürlich die Grünen Oberösterreich haben sich zusammengeschlossen, um die Öffentlichkeit zu informieren, was die Dienstleistungsrichtlinie anrichten würde und um sie schließlich zu Fall zu bringen.

( Aufruf!

Wende dich an deine VertreterInnen im EU-Parlament und weise sie darauf hin, dass sie mit dieser Richtlinie lediglich die Interessen einiger weniger Großkonzerne vertreten – auf keinen Fall die der ArbeitnehmerInnen und schon gar nicht die der Klein- und Mittelbetriebe!
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